Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Ibach

Öffentliche Bekanntmachung des Änderungsbeschlusses und der 

Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB

zum Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes 

„ROSSMÄTTLE“ in Oberibach

im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) ohne Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2(4) BauGB

Der Gemeinderat der Gemeinde Ibach hat am 24.04.2017 in öffentlicher Sitzung die 1. Änderung des Bebauungsplanes „ROSSMÄTTLE“ im Ortsteil Oberibach gem. § 1(3) und (8) i.V. mit 13a BauGB beschlossen. 

Anlass für die Änderung des Bebauungsplanes sind zwei Bauvorhaben im Bereich des seit dem 08.03.1970 rechtskräftigen und weitgehend realisierten Bebauungsplans „ROSSMÄTTLE“. Im Geltungsbereich der 1. Änderung sollen die Planungsinhalte den heute gültigen Bestimmungen und gesetzlichen Vorgaben angepasst werden. Insbesondere soll die Nachverdichtung dieser Flächen als Maßnahme zur Innenentwicklung ermöglicht werden.
Der Gemeinderat der Gemeinde Ibach hat am 24.04.2017 in öffentlicher Sitzung den Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes „ROSSMÄTTLE“ gebilligt und beschlossen gem. § 3 (2) BauGB die Beteiligung der Öffentlichkeit durchzuführen. Gleichzeitig wurde beschlossen die Behörden und die sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB anzuhören. 

Für den räumlichen Geltungsbereich der Satzung ist der zeichnerische Teil vom 24.04.2017 maßgebend. Der Planbereich ist im folgenden Kartenausschnitt dargestellt:


Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes „ROSSMÄTTLE“ in der Fassung vom 24.04.2017 wird mit Begründung

von Montag, den 22.05.2017 bis einschl. Freitag, den 23.06.2017

im Rathaus der Gemeinde Ibach, Oberibach, Hofrain 1, während der üblichen Dienststunden von

Montag


14.30 Uhr bis 18.00 Uhr

Donnerstag


08.30 Uhr bis 12.00 Uhr

zur jedermanns Einsichtnahme öffentlich ausgelegt.
Alle Unterlagen können auch auf der Homepage der Gemeinde unter www.gemeinde-ibach.de eingesehen werden. 

Folgende umweltbezogene Informationen liegen vor:

· der Umweltbeitrag mit artenschutzrechtlichem Fachbeitrag vom Büro Dipl. Ing. Anne Pohla, Landschaftsarchitektin, Freiburg vom 07.04.2017

Während dieser Auslegungsfrist können bei der Gemeindeverwaltung Anregungen schriftlich oder mündlich zur Niederschrift vorgebracht werden. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung unberücksichtigt bleiben können. Ferner wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag auf Normenkontrolle nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) unzulässig ist, wenn mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.
Da das Ergebnis der Behandlung der Anregungen mitgeteilt wird, ist die Angabe der Anschrift des Verfassers erforderlich.

Ibach, den 12.05.2017
 Helmut Kaiser 

(Bürgermeister)




Abgrenzungslageplan siehe Anlage








